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Bundesregierung will bürokratische Belastungen verringern

Berlin, 22.03.2015, 18:10 Uhr

GDN - Die Bundesregierung will die Wirtschaft vor weiteren bürokratischen Maßnahmen schützen. Das Bundeskabinett will sich am
Mittwoch eine neuartige "Bürokratiebremse" verordnen, berichtet die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" (F.A.Z./Montagsausgabe). 

Damit verpflichte sich die Regierung, künftig nicht mehr unbedacht zusätzliche Belastungen für die Wirtschaft zu beschließen: Vom
1.Juli an muss jeder Kabinettsbeschluss über einen neuen Gesetz- oder Verordnungsentwurf, der den Erfüllungsaufwand für die
Wirtschaft steigern würde, durch gleichwertige Entlastungen an anderer Stelle ausgeglichen werden. "Die Menge an Vorschriften, die
wir Unternehmen auferlegt haben, stößt zunehmend an deren Belastungsgrenze", sagte Staatsminister Helge Braun (CDU) der F.A.Z.
Er ist im Bundeskanzleramt zuständig für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung. Die Regierung sehe sich "in der Pflicht,
konsequent daran zu arbeiten, dass der Regelungsdschungel nicht noch größer wird". Die neue Bürokratiebremse sei eine "wichtige
Ergänzung" des politischen Versprechens der Regierung, keine Steuern zu erhöhen. Zudem will das Kabinett einen von
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) vorgelegten Gesetzentwurf beschließen, der eine Lockerung von Statistik- und
Buchführungspflichten für kleinere Firmen vorsieht, wie die F.A.Z. berichtet. Vertreter der Wirtschaft halten die geplante Bremse für zu
schwach. "Aus unserer Sicht hätte die Regel so früh wie möglich, auf jeden Fall rückwirkend zum Anfang des Jahres greifen sollen",
bemängelte der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) in einer Stellungnahme. "Es wäre gut gewesen, zumindest in
diesem Jahr von Beginn an die Bürokratielasten zu deckeln." Nicht von der neuen Bremse erfasst werden Belastungen, die sich aus
der Umsetzung von EU-Richtlinien ergeben.

Bericht online:
https://www.germandailynews.com/bericht-51827/bundesregierung-will-buerokratische-belastungen-verringern.html

Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile
info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com
www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://www.germandailynews.com/bericht-51827/bundesregierung-will-buerokratische-belastungen-verringern.html
mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com
http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

